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eines gesetzlichen und begründeten Strafurteils festzu­
stellen“.9 Ohne folgerichtige Vornahme dieser Prozeß­
handlungen, ohne Klärung der im vorbereitenden Teil zu 
entscheidenden Fragen können die Voraussetzungen für die 
Durchführung der Beweisaufnahme in strikter Überein­
stimmung mit der Prozeßordnung nicht geschaffen werden.

Grundsätze der Beweisführung

Der Richtlinie wurden im ersten Abschnitt die' Grundsätze 
der Beweisführung vorangestellt. Sie bilden das politisch- 
ideologische Fundament der Beweisaufnahme und Wahr­
heitsfindung. Ihr richtiges Verständnis ist damit zugleich 
Grundlage für die gesellschaftswirksame Anwendung der 
einzelnen prozessualen Bestimmungen. Es geht also bei der 
Darlegung des Inhalts der Prinzipien der Beweisführung 
nicht schlechthin um theoretische Erörterungen, sondern 
vor allem um die daraus abzuleitenden politisch-ideologi­
schen und praktischen Erfordernisse der Verfahrensdurch­
führung. Deshalb muß stets der untrennbare Zusammen­
hang zwischen diesen Grundsätzen und den weiteren Ab­
schnitten der Richtlinie über die Eröffnung des Verfahrens 
und die Vorbereitung und Durchführung der Beweisauf­
nahme hergestellt werden.

Für die Beweisführung gelten folgende Grundsätze:
1. Der Grundsatz der Wissenschaftlichkeit und Unvor­

eingenommenheit der Beweisführung beruht auf der 
Einheit von Wahrheit, Wissenschaftlichkeit und Parteilich­
keit. Wahrheit und sozialistische Parteilichkeit bedingen 
einander. Die sozialistische Parteilichkeit erfordert und 
gewährleistet die objektive und allseitige Feststellung der 
Wahrheit über jede Straftat durch eine gesetzliche, unvor­
eingenommene Beweisführung.

Der Grundsatz der Wissenschaftlichkeit und Unvorein­
genommenheit der Beweisführung steht in enger Beziehung 
zum sozialistischen Prinzip der Präsumtion der Nicht­
schuld. Niemand darf als einer Straftat schuldig behandelt 
werden, bevor seine strafrechtliche Verantwortlichkeit 
nachgewiesen und in einer rechtskräftigen Entscheidung 
festgestellt ist. Im Zweifel ist zugunsten des Angeklagten 
zu entscheiden (Art. 4 Abs. 5 StGB, § 6 Abs. 2 StPO).

2. Die Beweisführung ist Pflicht des Gerichts (§ 22 StPO). 
Dieser Grundsatz ist unmittelbar aus dem gesetzlichen 
Auftrag des Gerichts zur Feststellung der Wahrheit her­
zuleiten und umfaßt
— die Pflicht des Gerichts, alle erforderlichen Beweismittel 

festzustellen und der Beweisführung zugrunde zu legen;
- das Recht des Angeklagten, an der Wahrheitsfindung 

mitzu wirken;
- das Verbot, dem Angeklagten eine Beweisführungs­

pflicht aufzuerlegen (§ 8 StPO).
Daraus folgt, daß es unzulässig ist, Verteidigungsvor- 

bringen des Angeklagten als sog. Schutzbehauptung zurück­
zuweisen, ohne zu beweisen, daß dieses Vorbringen unwahr 
ist.

Aus der Beweisführungspflicht des Gerichts ergibt sich, 
daß alle Feststellungen, die der Verurteilung zugrunde 
gelegt werden, bewiesen sein müssen.

Es dürfen nur solche Feststellungen verwendet werden, 
die das Gericht selbst in der Hauptverhandlung getroffen 
hat und die sich aus Beweismitteln ergeben, die Gegenstand 
der Beweisaufnahme waren. Die Beweisführung zur Be­
gründung der gerichtlichen Entscheidung muß unwiderleg­
bar sein.

3. Der Grundsatz der Unmittelbarkeit der Beweisauf­
nahme ergibt sich aus der besonderen Stellung des Gerichts 
im Strafverfahren, das die Entscheidung über Schuld oder 
Nichtschuld des Angeklagten und über die Maßnahmen 
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit zu treffen hat. Er 
umfaßt
— die Pflicht des Gerichts, Angeklagte, Zeugen und Kol­

lektivvertreter in der gerichtlichen Beweisaufnahme 
grundsätzlich mündlich zu vernehmen (§§ 222 ff. StPO);

— das Gebot, Beweisgegenstände grundsätzlich in der 
Hauptverhandlung vorzulegen und Aufzeichnungen im 
erforderlichen Umfang den Verfahrensbeteiligten zur 
Kenntnis zu bringen (§ 51 StPO);

— das Verbot, die Aussagen von Zeugen über die gesetzlich 
geregelten Ausnahmefälle hinaus durch Verlesen des 
Protokolls über eine frühere Vernehmung zu ersetzen 
(§ 225 Abs. 1 StPO).
4. Aus dem Grundsatz der Gesetzlichkeit der Beweis­

führung ergeben sich für das Gericht folgende Anforde­
rungen :
— Der Beweis darf nur auf der Grundlage der gesetzlich 

zugelassenen Beweismittel geführt werden;
— die Erlangung der Beweismittel und die Führung des 

Beweises hat auf dem gesetzlich vorgeschriebenen Wege 
zu erfolgen;

— kein Beweismittel besitzt eine im voraus festgelegte 
Beweiskraft.

Inhalt und Gegenstand der gerichtlichen Beweisaufnahme

In der Richtlinie wird hervorgehoben, daß sich die Beweis­
aufnahme erstens auf die Umstände bezieht, die die Prü­
fung des Vorliegens der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
betreffen, und zum zweiten geht es um die allseitige Auf­
klärung jener Faktoren, die den Grad der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit bestimmen. In diesen Forderungen der 
Richtlinie zeigt sich zugleich der enge Zusammenhang 
zwischen Strafrecht und Strafverfahrensrecht.10

Für eine gerechte und wirksame Anwendung der Maß­
nahmen strafrechtlicher Verantwortlichkeit haben vor 
allem auch jene Faktoren eine große Bedeutung, die Aus­
kunft über die Entwicklung des Angeklagten in bezug auf 
die Straftat geben. Dabei geht es nicht einfach um Fakten 
zur Person, sondern um die Darstellung der Entwicklung 
des Angeklagten. Neben der richtigen Arbeit mit dem Ge­
ständnis sind vor allem Feststellungen zu treffen zu
— Tatsachen über das Gesamtverhalten seit der Tat und 

ihrer Aufdeckung;
— der Entwicklung seines Verhaltens zur Tat (Distanzie­

rung, Reue, Mitwirken an der Aufklärung); seiner 
Position in der Kollektivberatung;

— den tatsächlich gemachten Anstrengungen für die 
Wiedergutmachung des durch die Straftat verursachten 
Schadens (Woher kommen die Mittel, von ihm selbst 
oder von Angehörigen? War die Wiedergutmachung 
tatsächlich mit spürbaren Einschränkungen verbunden 
oder nicht?).
Die Feststellung solcher Entwicklungsprobleme des 

Straftäters trägt wesentlich dazu bei, die Tatbezogenheit 
der Angaben zur Person in den Verhandlungen und im 
Urteil zu erhöhen. Sie wendet sich gegen das Zusammen­
tragen allgemeiner Angaben über das bisherige Leben des 
Angeklagten, die keinen Bezug zur Straftat haben und auch 
für die Entscheidung über die strafrechtliche Verantwort­
lichkeit ohne Bedeutung sind. Damit wird auch die For­
derung des § 61 Abs. 2 StGB besser verwirklicht, bei der 
Strafzumessung die Persönlichkeit des Täters, sein Ver­
halten vor und nach der Tat zu berücksichtigen.11

Zur Überprüfung der Beweismittel

Ein zentrales Problem der Richtlinie ist die gesetzliche Fest­
legung, daß kein Beweismittel eine von vornherein festge­
legte Beweiskraft hat, und die sich daraus ergebende 
Forderung, alle Beweismittel kritisch zu überprüfen.

Auch die kritische Überprüfung des Geständnisses ist 
ein dringendes Erfordernis der Wahrheitsfeststellung im 
sozialistischen Strafprozeß. Dazu sind die Informationen 
der anderen zur Sache vorliegenden Beweismittel heran­
zuziehen, die von Fall zu Fall allerdings in unterschied-


